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(Nr. 10792.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Danzig. Vom 27. März 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Die Landgemeinde Troyl wird mit dem 1. April 1907 von dem Landkreiſe 
Danziger Niederung abgetrennt und der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe 
Danzig einverleibt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 27. März 1907. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Poſadowsky. v. Studt. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. Beſeler. 


(Nr. 10793.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Hanau. Vom 27. März 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Die Landgemeinde Keſſelſtadt wird mit dem 1. April 1907 vom Landkreiſe 
Hanau abgetrennt und der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Hanau nach 
Maßgabe des in der Anlage abgedruckten Vertrags vom 22. November 1906 
einverleibt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 27. März 1907. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Poſadowsky. v. Studt. v. Einem. v. Bethmann Hollweg. Beſeler. 


Geſetzſammlung 1907. (Nr. 10792-10793.) 12 
Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1907. 


Vertrag. 


Zwiſchen der Stadtgemeinde Hanau und der Landgemeinde Keſſelſtabt 
wird nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 


ü a 
Die Landgemeinde Keffelftadt wird zu einem durch Geſetz zu beſtimmenden 
Zeitpunkte der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Hanau einverleibt und erhält 
die Bezeichnung Hanau⸗Keſſelſtadt. 
> 
Mit den Zeitpunkte der Vereinigung treten alle für den Bezirk der Stadt 
Hanau geltenden Ortsſtatute, Regulative, Ordnungen, Gemeindebeſchlüſſe und 
ſonſtigen öffentlich » rechtlichen Satzungen einſchließlich der Steuerordnungen und 
Polizeiverordnungen in dem einverleibten Bezirk in Kraft unter gleichzeitigem 
Wegfalle der dort bisher gültigen Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen uſw., 
fofern dieſer Vertrag nichts anderes beſtimmt. 


3. 
Nicht eingeführt werden: 
1. die Ordnung über die Erhebung einer Gemeindeſteuer von Fleiſch, Wild 
und Geflügel für den Bezirk der Stadt Hanau vom 22. Auguſt 1899; 
2. die Beſtimmungen über die Benutzung der Begräbnisanſtalt und des 
Friedhofs zu Hanau vom 17. März 1902, der Friedhofsordnung vom 
22. Juni 1900 und der Polizeiverordnung für den ſtädtiſchen Friedhof 
zu Hanau vom 1. September 1900. 
Es haben jedoch die Einwohner des einverleibten Bezirkes das Recht, 
Familienbegräbnisplätze auf dem Hanauer Friedhofe ($ 5 der Friedhofsordnung) 
zu dem für Einheimiſche feſtgeſetzten Preiſe zu erwerben und die Begräbnisanſtalt 


wie Einheimiſche zu benutzen. 
§ 4. 

Nicht eingeführt werden: 

a) in den nächſten 20 Jahren nach der Vereinigung beider Gemeinden 
die Hanauer Grundſteuerordnung vom 24. Juni 1901 des verbleibt 
vielmehr bis dahin in dem bisherigen Gemeindebezirke Keſſelſtadt bei 
den Zuſchlägen zur ſtaatlich veranlagten Grund- und Gebäudefteuer; 


b) bis zum 1. Oktober 1923 die Vorſchriften der Hanauer Umſatz⸗ und 
Wertzuwachsſteuerordnung, ſoweit ſie die Wertzuwachsſteuer betreffen. 


85. 

Von den Vorſchriften des Gemeindebeſchluſſes, betreffend die ausſchließliche 
Benutzung des ſtädtiſchen Schlachthofs zu Hanau und die Unterſuchung eingeführten 
friſchen Fleiſches, vom 30. April 1904 ſind auf die Dauer von 10 Jahren, vom 
Tage der Vereinigung beider Gemeinden ab, Privatperſonen im Gemeindebezirke 
Keſſelſtadt befreit, die das Schlachten nicht gewerbsmäßig betreiben. Dieſe dürfen 
ihrerſeits das Schlachten wie bisher in ihren Häuſern vornehmen. 

Im übrigen hat alles gewerbsmäßige Schlachten, worunter jedes von 
Metzgern, Wirten, Kaufleuten und anderen Gewerbetreibenden zwecks geſchäftlicher 
Ausnutzung betriebene, im Gegenſatze zu dem lediglich für den Verbrauch im 
eigenen Haushalte ſtattfindende Schlachten verſtanden wird, ausſchließlich im 
Schlachthöfe zu Hanau zu erfolgen, der nach Ablauf der obigen Friſt auch für 
das nicht gewerbsmäßige Schlachten zu benutzen iſt. 


§ 6. 
Es bleiben von den Ortsſtatuten und Polizeiverordnungen im bisherigen 
Gemeindebezirke Keſſelſtadt in Kraft: 
1. die Vorſchriften über die Fleiſchbeſchau und Trichinenſchau für die im 
§ 5 Abſ. 1 bezeichnete Friſt und für die daſelbſt genannten Perſonen; 
2. diejenigen über das Begräbnisweſen; 
3. diejenigen über die Anſchaffung des Faſelviehs; 
4. die Ordnung über den Bürgernutzen vom 3. Juli 1894 und der Nach⸗ 
trag dazu vom 23. Juli 1906. 


8 
Die Gemeindebleiche in Keſſelſtadt wird auf die Dauer des Bedürfniſſes 
als ſolche in ihrem bisherigen Umfange (rund 50 Ar) erhalten und unterhalten, 
ſofern ihre Verwendung zu ſonſtigen öffentlichen Zwecken nicht erforderlich wird. 
Über das Bedürfnis entſcheidet eintretendenfalls der Regierungspräſident. 


$ 8. 

Mit dem Tage der Vereinigung treten die in dieſem Zeitpunkt in der 
Stadtgemeinde Hanau geltenden Beſtimmungen über die Kommunalbeſteuerung 
und Erhebung von Gebühren und Beiträgen ſowie ſonſtigen öffentlich ⸗ rechtlichen 
Abgaben mit folgenden Maßgaben für Keſſelſtadt in Kraft: 


$ 9. 
Die am 1. April 1906 in Keſſelſtadt wohnenden Perſonen, deren Ehe⸗ 
atten und Nachkommen bezahlen, ſolange ſie in dem bisherigen Gemeindebezirke 
Refelitabt ununterbrochen wohnhaft find, innerhalb der erſten 10 Jahre nach der 
Vereinigung 80 Prozent der Perſonal⸗ und Realſteuern (Einkommenſteuer, Grund-, 
12 


Gebäude-, Gewerbe- und Betriebsſteuern); für einen weiteren zehnjährigen Seit- 
raum zahlen dieſelben 100 Prozent der Real- und Perſonalſteuern, ſofern der 
von den Einwohnern des bisherigen Stadtbezirkes Hanau erhobene Steuerſatz 
dieſe Sätze überſteigt, andernfalls zahlen ſie dieſelben (niedrigeren) Sätze wie die 
Einwohner des bisherigen Bezirkes Hanau. 

Diejenigen Perſonen, welche nach dem 1. April 1906 in den bisherigen 
Gemeindebezirk Keſſelſtadt zugezogen ſind oder zuziehen werden, bezahlen die im 
erſten Abſ. feſtgeſetzten Steuerſätze nur dann, wenn fie ſolche Gebäude oder 
Wohnungen innehaben, welche am Tage der Eingemeindung zum Gebrauche fertig— 
geſtellt waren, und nur ſo lange, als dieſe Gebäude und Wohnungen an Straßen 
liegen, die nicht mit Be- und Entwäſſerungsanlagen verſehen ſind, andernfalls 
die in Hanau zur Erhebung gelangenden Steuerſätze. 


§ 10. 

Bezüglich der Hundeſteuerordnung vom 29. März 1899 und des Nachtrags 
vom 20. April 1906 wird beſtimmt, daß für die zur Zeit der Eingemeindung 
im Gemeindebezirke Keſſelſtadt Anſäſſigen die Steuer für die nächſten 10 Jahre 
vom Tage der Vereinigung ab 10 Mark, für die folgenden 10 Jahre 15 Mark 
und nach Ablauf dieſer 20 Jahre dieſelben Sätze betragen ſoll, wie ſolche für 
die Stadt Hanau gelten. 

$ 11. 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Gemeindevermögen von Keſſel— 
ſtadt geht mit dem Zeitpunkte der Vereinigung auf die Stadt Hanau über, 
welche auch als Rechtsnachfolgerin in alle Rechtsverbindlichkeiten der Gemeinde 
Keſſelſtadt, insbeſondere in die beſtehenden Miet- und Pachtverträge, eintritt. 


$ 12. 

Bezüglich der Teilnahme an den gemeinnützigen Einrichtungen und An- 
ſtalten der Stadt Hanau wird vom Tage des Vollzugs der Eingemeindung ab 
zwiſchen den Bewohnern der vereinigten Gemeinden kein Unterſchied gemacht, ſo— 
fern nicht beſondere Beſtimmungen von Stiftungen eine Ausnahme vorſchreiben. 


$ 13. 

Die Schulen der bisherigen Gemeinde Keſſelſtadt werden mit dem Zeit— 
punkte der Vereinigung ſtädtiſche Schulen. 

Die Bewohner Keſſelſtadts gelten in bezug auf das in den Hanauer 
ſtädtiſchen Schulen erhobene Schulgeld nicht mehr als Auswärtige. 

Die Lehrer und Lehrerinnen der bisherigen Gemeinde Keſſelſtadt treten mit 
dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der Stadt Hanau und werden 
fortan den in Hanau geltenden Beſoldungsgrundſätzen mit der Maßgabe unter- 
worfen, daß, wenn und inſoweit ein Lehrer oder eine Lehrerin der bisherigen 
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Gemeinde Keſſelſtadt höhere Bezüge oder ſonſt günſtigere Einkünfte beſaß, es da— 
bei ſein Bewenden behält. 5 

Die Zuläſſigkeit des Beitritts der Lehrer Keſſelſtadts zu der durch Statut, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der ſeminariſtiſch gebildeten 
Lehrer an den ſtädtiſchen Schulen zu Hanau, gebildeten Penſionsergänzungskaſſe 
wird ausdrücklich erklärt unter Offenlaſſung der Bedingungen, die vom Kaſſen— 
vorſtande feſtgeſtellt werden. 

Falls der Bau einer neuen Bezirks-(Volks ) Schule erforderlich wird, iſt 
ſolche möglichſt in dem Bezirke weſtlich der Kinzigbrücke zu errichten. 


$ 14. 

Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, innerhalb der geſchloſſenen Ortslage 
von Keſſelſtadt und der Kolonie die Kanaliſation und Waſſerleitung nach erfolgter 
Vereinigung der beiden Gemeinden mit möglichſter Beſchleunigung auszuführen, 
und zwar innerhalb dreier Jahre nach erfolgter landespolizeilicher Genehmigung 
der Pläne, die nach Vollziehung der Eingemeindung ungeſäumt auszuarbeiten ſind. 

Vorübergehend, und zwar bis zur Fertigſtellung des Vorflutkanals, ſoll 
jedoch die Entwäſſerung der „Kolonie“ in Keſſelſtadt durch Anſchluß an den be- 
ſtehenden ſtädtiſchen Kanal in der Frankfurter Landſtraße binnen längſtens 
2½ Jahren nach der Vereinigung beider Gemeinden bewirkt werden, ſofern die 
Gefällverhältniſſe und der Querſchnitt des vorhandenen Kanals dies zulaſſen. 
Gleichzeitig mit der Entwäſſerungsanlage iſt die Waſſerleitung auszuführen. 


$ 15. 
Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, zur Unterhaltung der Straßen und 
Bürgerſteige der bisherigen Gemeinde Keſſelſtadt jährlich mindeſtens 5 000 Mark — 
Fünftauſend Mark — aufzuwenden. 


$ 16. 

Die Stadt Hanau verpflichtet fich, binnen Jahresfriſt nach der Vereinigung 
einen wenn möglich nahe dem Weſtbahnhofe Hanau mündenden Steg über die 
Kinzig zu bauen und denſelben auf der Keſſelſtädter Seite durch Fußwege mit 
dem Saliswege, wo derſelbe die Eiſenbahn Hanau-Wilhelmsbad überſchreitet, 
zu verbinden. 

§ 17. 

Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, alsbald nach der Einführung des 
Kanals und der Waſſerleitung in dem derzeitigen Gemeindebezirke Keſſelſtadt ein 
Volksbrauſebad ähnlich demjenigen, das auf dem Grundſtücke Bangertſtraße 2 
zu Hanau errichtet werden ſoll, zu erbauen. Das Volksbad am Main im 
Gemeindebezirke Keſſelſtadt wird in der ſeitherigen Weiſe dem Bedürfnis entſprechend 
unterhalten. 


$ 18. 

Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, nach den für die Armenunterſtützung 
beſtehenden Vorſchriften auch diejenigen Perſonen zu unterſtützen, welche bei 
Einrechnung des Aufenthalts, den ſie vor der Eingemeindung in der Gemeinde 
Keſſelſtadt haben, in der erweiterten Stadtgemeinde den Unterſtützungswohnſitz 
($ 10 des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juli 1870 in 
der Faſſung vom 12. März 1894) erworben haben würden. 


$ 19. 

Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, die in Keſſelſtadt zur Zeit beſtehenden 
freiwilligen Feuerwehren als ſolche bis auf weiteres zu erhalten und in der 
unbeſchränkten Benutzung ihres Spritzenhauſes ſowie ihrer Geräte zu belaſſen, 
auch ihnen wie bisher einen geeigneten Übungsplatz zur Verfügung zu ſtellen. 
Die Wehren treten unter das Hanauer Oberkommando. 


§ 20. 

Alsbald nach der Eingemeindung ſind in dem bisherigen Gemeindebezirke 
Keſſelſtadt 2 elektriſche Feuermelder, wie ſie in Hanau verwendet werden, je einer 
in der Kolonie und in der Ortslage Keſſelſtadt, aufzuſtellen. 5 

Ebenſo iſt möglichſt bald die Vermehrung der Straßenlaternen im bisherigen 
Gemeindebezirke Keſſelſtadt um 30 Stück herbeizuführen. 


§ 21. | 
Von dem Tage der Vereinigung an übernehmen die Gemeindebehörden 
der Stadt Hanau in Keſſelſtadt die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
ſowie der den Gemeindebehörden zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. Die 
Gemeindebehörden Hanaus treten in alle Rechte und Pflichten ein, welche durch 
Geſetz, ortsſtatutariſche oder ſonſtige Beſtimmungen oder durch beſondere Rechtstitel 
der Gemeinde Keſſelſtadt oder den Gemeindebehörden zu Keſſelſtadt zuſtehen oder 


obliegen. 
§ 22. 


Die Zahl der Stadtverordneten in Hanau wird vom Zeitpunkte der 
Vereinigung ab von 36 auf 39 erhöht. Abänderungen dieſer Zahl durch 
ſtatutariſche Anordnungen ſind zuläſſig. 

Die hiernach der gegenwärtigen Zahl der Stadtverordneten hinzutretenden 
3 Mitglieder der Verſammlung ſind während der Dauer dreier Wahlperioden, 
deren erſte als am 1. Januar 1906 ihren Anfang nehmend angeſehen wird, 
von den Wählern der bisherigen Gemeinde Keſſelſtadt aus den ſtimmfähigen 
Bürgern derſelben auf Grund einer geſondert aufgeſtellten Wahlliſte dieſes 
Bezirkes zu wählen, und zwar derart, daß auf jede der drei Wahlabteilungen 
ein neues Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung entfällt. Den drei Stadt⸗ 


verordneten von Keſſelſtadt wird eine entſprechende Beteiligung an den ftädtifchen 
Kommiſſionen eingeräumt werden. 

Der Magiſtrat hat nach Inkrafttreten dieſes Vertrags die erforderlichen 
Anordnungen wegen der Wahl der drei Stadtverordneten und nach Ablauf der 
drei Wahlperioden die etwa erforderlichen Übergangsanordnungen zu treffen. 


§ 23. 

Binnen eines Monats nach dem Tage der Vereinigung wird die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung der vergrößerten Stadtgemeinde einen Einwohner des 
bisherigen Gemeindebezirkes Keſſelſtadt als unbeſoldeten Stadtrat wählen. 

Für die Dauer von drei Wahlperioden, deren erſte als mit dem 
1. Januar 1906 ihren Anfang nehmend betrachtet wird, muß ein unbeſoldetes 
Mitglied des Magiſtrats aus den Einwohnern des Gemeindebezirkes Keſſelſtadt 
gewählt werden. Sollte zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrags kein Sitz 
im Magiſtrate frei ſein, ſo iſt die Zahl der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder 
um eines zu erhöhen. 5 


§ 24. 
Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten die Gemeindebeamten von 
Keſſelſtadt in den Dienſt der Stadt Hanau über und werden folgenden Gehalts— 
klaſſen der „Gehaltsordnung für die endgültig angeſtellten Beamten der Stadt 
Hanau“ zugewieſen: 
1. der Gemeinderechner und der Gemeindeſekretär der Klaſſe V (Anfangs⸗ 
gehalt 1 500 Mark, ſteigend alle 3 Jahre um 150 Mark bis 
2400 Mark). Der Anfangsgehalt iſt vom Tage der Vereinigung 
beider Gemeinden zu bezahlen. Penſionsfähige Dienſtjahre werden 
beiden Beamten nicht angerechnet; 
2. der Ortsdiener und der Feldſchütz der Klaſſe VII (Anfangsgehalt 
1200 Mark, ſteigend alle 3 Jahre um 100 Mark bis 1 500 Mark). 
Der Anfangsgehalt iſt vom Tage der Vereinigung an zu bezahlen. 
Jedem Beamten iſt eine 10 jährige penſionsfähige Dienſtzeit anzurechnen; 

3. die Schuldienerin. Deren Gehalt wird nach denſelben Grundſätzen 
feſtgeſetzt wie dasjenige der Hanauer Schuldienerinnen, darf aber nicht 
weniger als bisher betragen. 

Der ſeitherige Gemeindearbeiter Stark und der Nachtwächter Ohler ſind 
als ſtädtiſche Arbeiter zu beſchäftigen. Das übrige Nachtwachtperſonal wird nicht 
übernommen. 


§ 25. 
Bezüglich des Bürgermeiſters Geibel wird die Feſtſetzung des Gehalts, Ruhe⸗ 
gehalts und der Hinterbliebenenverſorgung beſonderer Vereinbarung zwiſchen 


dieſem und der Stadt Hanau vorbehalten. Dieſe Vereinbarung iſt ſpäteſtens 
mit dem Abſchluſſe dieſes Vertrags zu treffen. 


§ 26. 


Die Stadt Hanau verpflichtet ſich, ſolange ein Schweinehirt für das 
Hüten der in der bisherigen Gemarkung Keſſelſtadt gehaltenen Schweine notwendig 
ſein ſollte, demſelben die von der Gemeinde Keſſelſtadt bisher gewährten Bezüge, 
beſtehend in der Benutzung einer Wohnung, eines Feld- und eines Wieſengrund— 
ſtücks, zu gewähren. 

| 6.27, 

Die Gemeinde Keſſelſtadt erteilt die Zuſicherung, daß fie ſich von Voll— 
ziehung dieſes Vertrags ab aller Maßnahmen enthalten wird, welche geeignet 
ſind, den Finanzen der Stadt Hanau Nachteile zu bringen oder die Verhältniſſe, 
auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen 
ſind, weſentlich zu verändern. 

§ 28. 

Der Zeitpunkt für die Ausführung der Vereinigung beider Gemeinden wird 
auf den 1. April 1907 feſtgeſetzt. 

Hanau, den 22. November 1906. 


Siegel) Dr. Gebeſchus, Oberbürgermeiſter, 
Bode, I. Beigeordneter. 


(Siegel) Geibel, Bürgermeiſter, 
Jean Emmerich, Schöffe. 


Erſtere beiden handelnd namens der Stadt Hanau — Beſchlüſſe der Körperſchaften vom 6./15. November 1906 — 
letztere beiden namens der Gemeinde Keſſelſtadt — Gemeindebeſchluß vom 31. Oktober 1906. 
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